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37/2017 

Bekanntmachung 
 

der Feststellung des Jahresabschlusses 2015 
des Volkshochschul-Zweckverbandes 

Büren, Delbrück, Geseke, Hövelhof, Salzkotten und Bad Wünnenberg 
 
 
 
Die Verbandsversammlung des Volkshochschul-Zweckverbandes Büren, Delbrück, Geseke, Hövel-
hof, Salzkotten und Bad Wünnenberg hat am 21.11.2016 folgende Beschlüsse gefasst: 
 

 Die Verbandsversammlung stellt auf der Grundlage des Prüfungsberichtes einschließlich des 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerkes der örtlichen Rechnungsprüfung der Stadt Riet-
berg vom 20.10.2016 den Jahresabschluss 2015 mit einer Bilanzsumme von 1.205.513,27 € 
und einem Jahresfehlbetrag von 5.094,53 € fest. 

 

 Der Jahresfehlbetrag 2015 von 5.094,53 € wird aus der Ausgleichsrücklage entnommen. 
 

 Die Verbandsversammlung erteilt dem Verbandsvorsteher hinsichtlich des Jahresabschlus-
ses 2015 gemäß § 96 Abs. 1 Satz 4 GO NRW die uneingeschränkte Entlastung. 

 
 
Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW öffentlich be-kannt ge-
macht. 
 
Der Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde hat mit Verfügung vom 26.01.2017 das Anzei-
geverfahren für abgeschlossen erklärt. 
 
 
 
Salzkotten, den 31.01.2017 
 
 
            gez. 
    Ulrich Berger 
 Verbandsvorsteher 
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38/2017 
 

Haushaltssatzung 
 

des Kreises Paderborn für das Haushaltsjahr 2017 
 

Aufgrund § 53 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW 1994 S. 646 / SGV NW 2021) und der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV 
NW 2023) unter Berücksichtigung aller seitdem erfolgten Änderungen hat der Kreistag des Kreises Pader-
born mit Beschluss vom 12.12.2016 folgende Haushaltsatzung erlassen:  

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017, der die für die Erfüllung der Aufgaben des Kreises 
voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzah-
lungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, 
wird  

 
im Ergebnisplan mit  

 dem Gesamtbetrag der Erträge auf                       368.239.320 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf                       373.339.320 EUR 
 

im Finanzplan mit   
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf    360.131.569 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf       356.289.910  EUR 
 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf        5.003.815 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf      14.750.413 EUR 
 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf         2.033.850 EUR 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf         3.849.300 EUR 

 
festgesetzt. 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich 
ist, wird auf                           1.936.600 EUR 
 
festgesetzt. 
 
Die Kreditaufnahme durch den Kreis Paderborn erfolgt im Rahmen des Landesförderprogrammes „Gute 
Schule 2020“ und dient der langfristigen Finanzierung kommunaler Investitionen in die Sanierung, die Mo-
dernisierung und den Ausbau der kommunalen Schulinfrastruktur. Das Förderprogramm hat eine Laufzeit 
bis einschl. 2020 und hat für den Kreis Paderborn ein Gesamtvolumen von 7.746.400 Euro. Das Land 
NRW übernimmt die Zahlung der Zinsen und der Schuldentilgung.  
Über dieses Förderprogramm können ggfls. auch Vorhaben finanziert werden, die bislang über das Kom-
munalinvestitionsfördergesetz oder aus den übrigen Haushaltsmitteln finanziert werden sollten. 

 
§ 3 

 
 Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von 
 Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf           2.312.500 EUR 

 
festgesetzt. 
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§ 4 

  
 Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans  
   wird auf                          5.100.000 EUR 

 

 festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
                                  20.000.000  EUR 

 

 festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 

1. Allgemeine Kreisumlage: 
Der Hebesatz der Allgemeinen Kreisumlage wird auf 40,5889 v.H. der für das Haushaltsjahr 2017 gelten-
den Umlagegrundlagen (Steuerkraftmesszahlen und Schlüsselzuweisungen der Gemeinden) festgesetzt. 
 
2. Jugendamtsumlage 
Zur Deckung der dem Kreis entstehenden Kosten für die Wahrnehmung der Aufgaben des Kreisjugendam-
tes wird von den Städten/Gemeinden ohne eigenes Jugendamt gemäß § 56 Abs. 5 Kreisordnung NW eine 
einheitliche Mehrbelastung in Höhe von 22,3325 v. H. der für diese Gemeinden geltenden Umlagegrundla-
gen erhoben.  
 
3. Umlage Kreismusikschule   
Zur Deckung des Zuschussbedarfs der Kreismusikschule wird eine Mehrbelastung gem. § 56 Abs. 4 KrO 
erhoben, die sich 2017 unter Berücksichtigung von Abrechnungsbeträgen aus Vorjahren auf 492.600 EUR 
beläuft. Herangezogen werden alle Städte und Gemeinden mit Ausnahme von Hövelhof und Paderborn. 
Als Maßstab für die Heranziehung gelten für 50 v.H. des vorgenannten Zuschussbedarfes die Umlage-
grundlagen gem. § 6 und für die weiteren 50 v.H. die von der Kreismusikschule für die Schüler der „betreu-
ten“ Städte/Gemeinden geleisteten Wochenstunden (durchschnittlicher Wert, errechnet aus den Ist-Zahlen 
per 01.03. und 01.09.2016). 
 
4. Umlage Kreisfahrbücherei   
Zu Deckung des Zuschussbedarfs der Kreisfahrbücherei wird eine Mehrbelastung gem. § 56 Abs. 4 KrO 
erhoben, die sich 2017 unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Vorjahre auf 217.200 EUR beläuft. Her-
angezogen werden alle Städte und Gemeinden mit Ausnahme von Altenbeken, Bad Lippspringe, Borchen, 
Hövelhof und Paderborn. 
Als Maßstab für die Heranziehung gelten für 25 v.H. des vorgenannten Zuschussbedarfs die Umlagegrund-
lagen gem. § 6 und für die weiteren 75 v.H. die Ausleihzahlen des Jahres 2015. 
 
 
Die Kreisumlage, die Umlagen für das Jugendamt und die Mehrbelastungen gem. § 56 Abs. 4 und 5 KrO 
sind in monatlichen Teilbeträgen von 1/12 jeweils zum 15. eines Monats fällig.  

 

§ 7 
 

Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes entfällt. 
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§ 8 

 
Stellenplanvermerke „künftig wegfallend“ (kw) und „künftig umzuwandeln“ (ku) werden beim Ausscheiden 
des Stelleninhabers aus dieser Planstelle bzw. beim Eintritt der in bestimmten Einzelfällen maßgebenden 
Vorraussetzungen wirksam. 
 

§ 9 
 

Über- und außerplanmäßiger Aufwand bzw. Auszahlungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grund-
lage beruhen, sind im Sinne von § 83 II GO NRW erheblich, wenn der im Haushaltsplan veranschlagte An-
satz um mehr als 150.000 € überschritten wird. 
Aufwand bzw. Auszahlungen, die nicht auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage beruhen, sind erheb-
lich, wenn sie mehr als 100 v.H. des Haushaltsansatzes ausmachen und mindestens 15.000 € betragen. 
Diese Wertgrenzen beziehen sich bei zuwendungsfinanzierten Aufwendungen bzw. Auszahlungen nur auf 
den Eigenanteil des Kreises. 
Als nicht erheblich im Sinne von § 83 GO gelten Aufwendungen und Auszahlungen, die 

- der Rückzahlung von Zuweisungen dienen 
- der inneren Verrechnung zwischen den Produkten dienen, 
- auf einer besoldungsrechtlichen oder tarifvertraglichen Grundlage beruhen 
- im Rahmen der Jahresabschlussbuchungen (z.B. Abschreibungen, Wertberichtigungen auf For-

derungen und Pensionsrückstellungen) anfallen, 
- zusätzlich in den „Pensionsfonds“ aufgrund von Zahlungen der Versorgungskasse als Ablösung 

für Erstattungsansprüche bei Dienstherrenwechsel eingezahlt werden. 

 
 

         
   Landrat     Schriftführer 
 
       gez.                          gez. 
 

      Müller             Berns 
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Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

 
 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 Gemeindeordnung NRW (GO) der 
Bezirksregierung in Detmold mit Schreiben vom 14.12.2016 angezeigt worden. Die Bezirksregierung 
hat nach Prüfung der Unterlagen mit Verfügung vom 31.01.2017 - 31.60 02 (7) - das Anzeigeverfah-
ren nach § 53 Kreisordnung NRW (KrO) i.V.m. § 80 GO abgeschlossen. 
  
Der Haushaltsplan mit seinen Anlagen liegt in der Zeit vom 09. Februar 2017 bis zum Ende der Aus-
legung des Jahresabschlusses 2017 zur Einsichtnahme im Kreishaus Paderborn, Aldegreverstraße 
10 - 14, Zimmer A.04.20, öffentlich aus. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO und 
der KrO beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und  
    dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
    Mangel ergibt. 
 
 
 
 
Paderborn, den 03. Februar 2017 
 
 
 
 

gez. 
 
                                                                                   Manfred Müller 
                Landrat 
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39/2017 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Kreis Paderborn                                                                                                                                       
Der Landrat                                                                                                                                        
Jugendamt                                                                                                                                                

33102 Paderborn 
 

 

Öffentliche Zustellung 

eines Bescheides des Kreises Paderborn 

 

Frau                                                                                                                                                              

Maria Suhane Varadi                                                                                                                                

geb. 21.10.1995                                                                                                                                         

zuletzt wohnhaft: Arminiusstr. 5, 33175 Bad Lippspringe                                                                   

Aufenthalt derzeit nicht bekannt 

 

wird davon unterrichtet, dass beim Kreis Paderborn – Jugendamt / 51.2 – Aldegreverstr. 10 – 14, 

33102 Paderborn, Zimmer 08/13, während der üblichen Sprechzeiten (Montag – Freitag von 8.30 Uhr 

bis 12.00 Uhr und Donnerstag von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr) der Elterngeldbescheid des Kreises Pa-

derborn vom 23.01.2017  (Geschäftszeichen: 50F8400813) eingesehen werden kann. 

 

Kreis Paderborn 

Der Landrat                                                                                                                                                   

Im Auftrag 

gez. 

 

Hochstein  
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40/2017     

                     
Kreis Paderborn  
Der Landrat 
Umweltamt  
Aldegreverstr. 10 – 14 
33102 Paderborn 
 
 
 
 

Bekanntmachung 
 
 
 
 

Der Kreis Paderborn als Aufsichtsbehörde hat gem. § 62 Abs. 2 Wasserverbandsgesetz (WVB) den 
Wasser- und Bodenverband Heitwinkel in Boke aufgelöst.  
 
Die Gläubiger des genannten Verbandes sind aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den Verband an-
zumelden.  
 
Nach § 62 Abs. 3 WVG wird diese Entscheidung hiermit der Öffentlichkeit bekannt gegeben.  
 
 
Paderborn, den 01.02.2017 
 
 
Im Auftrag 
 
gez. 
 
Kasmann 
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41/2017 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Kreis Paderborn 
Der Landrat 

Aldegreverstr. 10-14 
33102 Paderborn 

 
Az.: 66.3/41845-16-600 
       66.3/41849-16-600 
       66.3/41850-16-600 
 

Errichtung und Betrieb von drei Windkraftanlagen in Büren – Steinhausen 
(Repowering von zwei Altanlagen) 

 
 
Christoph Vonnahme Windkraft, Markweg 2, 33142 Büren, beantragt gem. § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) drei Genehmigungen zur Errichtung und zum Betrieb jeweils 
einer Windkraftanlage in Büren, Gemarkung Steinhausen, Flur 4, Flurstück 100. 
 
Die Windkraftanlagen haben folgende technische Merkmale: 
 

 Enercon E-53 

 Leistung 800 kW 

 Nabenhöhe 60,00 m 

 Rotordurchmesser 52,90 m 

 Gesamthöhe 86,45 m 

 
Weitere Angaben zu den Vorhaben können den ausgelegten Anträgen und den zugehörigen An-
tragsunterlagen entnommen werden. 
Bei den beantragten Vorhaben handelt es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen im Sinne des § 
4 BImSchG. Die Anlagen sind im Anhang zu § 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4. BImSchV) unter Ziffer 1.6.2 aufgeführt. Für die Vorhaben ist nach dem Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung UVPG Anlage 1, Ziffer 1.6.1 eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzu-
führen. Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG i.V.m. §§ 8 ff. der Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren (9. BImSchV) werden die Vorhaben hierdurch öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die Anträge mit den dazugehörigen Antragsunterlagen (Umweltverträglichkeitsstudie, Landschafts-
pflegerischer Begleitplan, artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Schall- und Schattengutachten, Gut-
achten zur Standorteignung, Ingenieurgeologisches Gutachten) liegen in der Zeit vom 15.02.2017 
bis einschließlich 15.03.2017 bei der Kreisverwaltung Paderborn, Amt 66 Umweltamt – Sachgebiet 
Immissionsschutz - Zimmer C.03.19, Aldegreverstraße 10-14, 33102 Paderborn, und der Stadtverwal-
tung Büren, Erdgeschoss, Zimmer 02, Königstr. 16, 33142 Büren, aus.  Sie können dort an jedem 
behördlichen Arbeitstag während der Dienststunden eingesehen werden.  
Zusätzlich werden die Antragsunterlagen im Internet unter: http://www.kreis-
paderborn.de/kreis_paderborn/buergerservice/amtsverzeichnis/aemter/66-
umweltamt/veroeffentlichungen/veroeffentlichungen-Immissionsschutz/Amtliche-Bekanntmachung-
und-Auslegung.php veröffentlicht. 
 
Die Umweltverträglichkeitsstudie enthält gebündelte Angaben bzgl. der zu erwartenden Umweltaus-
wirkungen auf die Schutzgüter des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (Menschen, 
einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Boden, 
Wasser, Luft, Klima und Landschaft, Kulturgüter und sonstige Sachgüter) sowie zu den Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgütern. Detaillierte Angaben zu Auswirkungen auf das Schutzgut  
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Mensch sind dem Schall- und dem Schattengutachten zu entnehmen, auf das Schutzgut Tiere dem 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag. Eine Bewertung des Eingriffs in Natur und Landschaft ist Gegen-
stand des landschaftspflegerischen Begleitplanes. Das Gutachten zur Standorteignung legt die zu 
erwartenden Auswirkungen auf Sachgüter - hier in erster Linie auf benachbarte Windenergieanlagen 
– dar. Das Ingenieurgeologische Gutachten stellt die Ergebnisse der orientierenden ingenieurgeologi-
schen Voruntersuchung dar. 
 
Einwendungen gegen die Vorhaben können während der Auslegungsfrist und bis zwei Wochen nach 
Ablauf der Auslegungsfrist (bis einschließlich 29.03.2017) schriftlich bei den vorstehend genannten 
Behörden erhoben werden. 
 
Maßgebend für fristgerechte Einwendungen ist der Eingang der Einwendung bis zum Ablauf der o.g. 
Frist bei der o. g. Behörde. Mit Ablauf dieser Frist sind für die Genehmigungsverfahren alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht für 
sich anschließende Gerichtsverfahren. 
 
Name und Anschrift der Einwender sind auf den Einwendungen vollständig und deutlich lesbar anzu-
geben. Unleserliche Namen oder Anschriften können nicht berücksichtigt werden. Die Einwendungs-
schreiben werden an den Antragsteller zur Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlangen des Ein-
wenders werden dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Be-
urteilung des Inhalts der Einwendungen erforderlich sind.  
 
Werden Einwendungen erhoben, kann die Genehmigungsbehörde gemäß § 10 Abs. 6 BImSchG die 
rechtzeitig gegen die Vorhaben erhobenen Einwendungen mit dem Antragsteller und denjenigen, die 
Einwendungen erhoben haben, erörtern. Findet aufgrund einer Ermessensentscheidung der Geneh-
migungsbehörde eine Erörterung der erhobenen Einwendungen nicht statt, wird diese Entscheidung 
öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Termin zur mündlichen Erörterung der erhobenen Einwendungen wird durch die Genehmi-
gungsbehörde zunächst auf den 10.05.2017 ab 09.30 Uhr anberaumt. An diesem Temin erfolgt die 
Erörterung von insgesamt sechs Anlagen im Bereich Steinhausen. 
 
Der Termin wird gegebenenfalls im Bürgersaal, Burgstraße 17 (hinter dem Rathaus), 33142 Büren, 
durchgeführt. Bei Bedarf wird die Erörterung am darauffolgenden behördlichen Arbeitstag zu gleicher 
Zeit an gleicher Stelle fortgesetzt.  
 
Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 der 9. BImSchV öffentlich. Im Einzelfall kann aus be-
sonderen Gründen die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei Platzmangel haben Behördenver-
treter, der Antragsteller und Personen, die fristgerecht Einwendungen vorgebracht haben, sowie de-
ren rechtsgeschäftliche Vertreter und Beistände Vorrang der Teilnahme. 
 
Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen werden in diesem Termin ohne Rücksicht auf das Ausblei-
ben des Antragstellers oder der Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. Eine besonde-
re Einladung zu diesem Termin erfolgt nicht mehr. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über den Genehmigungsantrag 
und über Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann. 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kasmann 
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42/2017 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Kreis Paderborn 
Der Landrat 

Aldegreverstr. 10-14 
33102 Paderborn 

Az.: 66.3/41846-16-600 
 
 

Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage in Büren – Steinhausen 
(Repowering einer Altanlage) 

 
 
Herr Josef Rüther, Antoniusstr. 4, 33142 Büren, beantragt gem. § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Wind-
kraftanlage in Büren, Gemarkung Steinhausen, Flur 4, Flurstück 285. 
 
Die Windkraftanlage hat folgende technische Merkmale: 
 

 Enercon E-53 

 Leistung 800 kW 

 Nabenhöhe 60,00 m 

 Rotordurchmesser 52,90 m 

 Gesamthöhe 86,45 m 

 
Weitere Angaben zu dem Vorhaben können dem ausgelegten Antrag und den zugehörigen Antrags-
unterlagen entnommen werden. 
Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um eine genehmigungsbedürftige Anlage im Sinne 
des § 4 BImSchG. Die Anlage ist im Anhang zu § 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) unter Ziffer 1.6.2 aufgeführt. Für dieses Vorhaben ist nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung UVPG Anlage 1, Ziffer 1.6.1 eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen. Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG i.V.m. §§ 8 ff. der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) wird das Vorhaben hierdurch öffentlich bekannt gemacht.  
 
Der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen (Umweltverträglichkeitsstudie, Landschafts-
pflegerischer Begleitplan, artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Schall- und Schattengutachten, Gut-
achten zur Standorteignung, Ingenieurgeologisches Gutachten) liegt in der Zeit vom 15.02.2017 bis 
einschließlich 15.03.2017 bei der Kreisverwaltung Paderborn, Amt 66 Umweltamt – Sachgebiet Im-
missionsschutz - Zimmer C.03.19, Aldegreverstraße 10-14, 33102 Paderborn, und der Stadtverwal-
tung Büren, Erdgeschoss, Zimmer 02, Königstr. 16, 33142 Büren, aus.  Er kann dort an jedem be-
hördlichen Arbeitstag während der Dienststunden eingesehen werden.  
Zusätzlich werden die Antragsunterlagen im Internet unter: http://www.kreis-
paderborn.de/kreis_paderborn/buergerservice/amtsverzeichnis/aemter/66-
umweltamt/veroeffentlichungen/veroeffentlichungen-Immissionsschutz/Amtliche-Bekanntmachung-
und-Auslegung.php veröffentlicht. 
 
Die Umweltverträglichkeitsstudie enthält gebündelte Angaben bzgl. der zu erwartenden Umweltaus-
wirkungen auf die Schutzgüter des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (Menschen, 
einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Boden, 
Wasser, Luft, Klima und Landschaft, Kulturgüter und sonstige Sachgüter) sowie zu den Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgütern. Detaillierte Angaben zu Auswirkungen auf das Schutzgut 
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Mensch sind dem Schall- und dem Schattengutachten zu entnehmen, auf das Schutzgut Tiere dem 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag. Eine Bewertung des Eingriffs in Natur und Landschaft ist Gegen-
stand des landschaftspflegerischen Begleitplanes. Das Gutachten zur Standorteignung legt die zu 
erwartenden Auswirkungen auf Sachgüter - hier in erster Linie auf benachbarte Windenergieanlagen 
– dar. Das Ingenieurgeologische Gutachten stellt die Ergebnisse der orientierenden ingenieurgeologi-
schen Voruntersuchung dar. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Auslegungsfrist und bis zwei Wochen nach 
Ablauf der Auslegungsfrist (bis einschließlich 29.03.2017) schriftlich bei den vorstehend genannten 
Behörden erhoben werden. 
 
Maßgebend für fristgerechte Einwendungen ist der Eingang der Einwendung bis zum Ablauf der o.g. 
Frist bei der o. g. Behörde. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht für 
ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. 
 
Name und Anschrift der Einwender sind auf den Einwendungen vollständig und deutlich lesbar anzu-
geben. Unleserliche Namen oder Anschriften können nicht berücksichtigt werden. Die Einwendungs-
schreiben werden an den Antragsteller zur Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlangen des Ein-
wenders werden dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Be-
urteilung des Inhalts der Einwendungen erforderlich sind.  
 
Werden Einwendungen erhoben, kann die Genehmigungsbehörde gemäß § 10 Abs. 6 BImSchG die 
rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen mit dem Antragsteller und denjenigen, die 
Einwendungen erhoben haben, erörtern. Findet aufgrund einer Ermessensentscheidung der Geneh-
migungsbehörde eine Erörterung der erhobenen Einwendungen nicht statt, wird diese Entscheidung 
öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Termin zur mündlichen Erörterung der erhobenen Einwendungen wird durch die Genehmi-
gungsbehörde zunächst auf den 10.05.2017 ab 09.30 Uhr anberaumt. An diesem Temin erfolgt die 
Erörterung von insgesamt sechs Anlagen im Bereich Steinhausen. 
 
Der Termin wird gegebenenfalls im Bürgersaal, Burgstraße 17 (hinter dem Rathaus), 33142 Büren, 
durchgeführt. Bei Bedarf wird die Erörterung am darauffolgenden behördlichen Arbeitstag zu gleicher 
Zeit an gleicher Stelle fortgesetzt.  
 
Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 der 9. BImSchV öffentlich. Im Einzelfall kann aus be-
sonderen Gründen die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei Platzmangel haben Behördenver-
treter, der Antragsteller und Personen, die fristgerecht Einwendungen vorgebracht haben, sowie de-
ren rechtsgeschäftliche Vertreter und Beistände Vorrang der Teilnahme. 
 
Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen werden in diesem Termin ohne Rücksicht auf das Ausblei-
ben des Antragstellers oder der Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. Eine besonde-
re Einladung zu diesem Termin erfolgt nicht mehr. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über den Genehmigungsantrag 
und über Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann. 
 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kasmann 
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43/2017 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Kreis Paderborn 
Der Landrat 

Aldegreverstr. 10-14 
33102 Paderborn 

 
 
Az.: 66.3/41847-16-600 

 
Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage in Büren – Steinhausen 

(Repowering einer Altanlage) 
 

 
Herr Meinolf Vonnahme, Markweg 2a, 33142 Büren, beantragt gem. § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Wind-
kraftanlage in Büren, Gemarkung Steinhausen, Flur 4, Flurstück 41. 
 
Die Windkraftanlage hat folgende technische Merkmale: 
 

 Enercon E-53 

 Leistung 800 kW 

 Nabenhöhe 73,25 m 

 Rotordurchmesser 52,90 m 

 Gesamthöhe 99,70 m 

 
Weitere Angaben zu dem Vorhaben können dem ausgelegten Antrag und den zugehörigen Antrags-
unterlagen entnommen werden. 
Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um eine genehmigungsbedürftige Anlage im Sinne 
des § 4 BImSchG. Die Anlage ist im Anhang zu § 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) unter Ziffer 1.6.2 aufgeführt. Für dieses Vorhaben ist nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung UVPG Anlage 1, Ziffer 1.6.1 eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen. Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG i.V.m. §§ 8 ff. der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) wird das Vorhaben hierdurch öffentlich bekannt gemacht.  
 
Der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen (Umweltverträglichkeitsstudie, Landschafts-
pflegerischer Begleitplan, artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Schall- und Schattengutachten, Gut-
achten zur Standorteignung, Ingenieurgeologisches Gutachten) liegt in der Zeit vom 15.02.2017 bis 
einschließlich 15.03.2017 bei der Kreisverwaltung Paderborn, Amt 66 Umweltamt – Sachgebiet Im-
missionsschutz - Zimmer C.03.19, Aldegreverstraße 10-14, 33102 Paderborn, und der Stadtverwal-
tung Büren, Erdgeschoss, Zimmer 02, Königstr. 16, 33142 Büren, aus.  Er kann dort an jedem be-
hördlichen Arbeitstag während der Dienststunden eingesehen werden.  
Zusätzlich werden die Antragsunterlagen im Internet unter: http://www.kreis-
paderborn.de/kreis_paderborn/buergerservice/amtsverzeichnis/aemter/66-
umweltamt/veroeffentlichungen/veroeffentlichungen-Immissionsschutz/Amtliche-Bekanntmachung-
und-Auslegung.php veröffentlicht. 
 
Die Umweltverträglichkeitsstudie enthält gebündelte Angaben bzgl. der zu erwartenden Umweltaus-
wirkungen auf die Schutzgüter des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (Menschen, 
einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Boden, 
Wasser, Luft, Klima und Landschaft, Kulturgüter und sonstige Sachgüter) sowie zu den Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgütern. Detaillierte Angaben zu Auswirkungen auf das Schutzgut  
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Mensch sind dem Schall- und dem Schattengutachten zu entnehmen, auf das Schutzgut Tiere dem 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag. Eine Bewertung des Eingriffs in Natur und Landschaft ist Gegen-
stand des landschaftspflegerischen Begleitplanes. Das Gutachten zur Standorteignung legt die zu 
erwartenden Auswirkungen auf Sachgüter - hier in erster Linie auf benachbarte Windenergieanlagen 
– dar. Das Ingenieurgeologische Gutachten stellt die Ergebnisse der orientierenden ingenieurgeologi-
schen Voruntersuchung dar. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Auslegungsfrist und bis zwei Wochen nach 
Ablauf der Auslegungsfrist (bis einschließlich 29.03.2017) schriftlich bei den vorstehend genannten 
Behörden erhoben werden. 
 
Maßgebend für fristgerechte Einwendungen ist der Eingang der Einwendung bis zum Ablauf der o.g. 
Frist bei der o. g. Behörde. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht für 
ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. 
 
Name und Anschrift der Einwender sind auf den Einwendungen vollständig und deutlich lesbar anzu-
geben. Unleserliche Namen oder Anschriften können nicht berücksichtigt werden. Die Einwendungs-
schreiben werden an den Antragsteller zur Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlangen des Ein-
wenders werden dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Be-
urteilung des Inhalts der Einwendungen erforderlich sind.  
 
Werden Einwendungen erhoben, kann die Genehmigungsbehörde gemäß § 10 Abs. 6 BImSchG die 
rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen mit dem Antragsteller und denjenigen, die 
Einwendungen erhoben haben, erörtern. Findet aufgrund einer Ermessensentscheidung der Geneh-
migungsbehörde eine Erörterung der erhobenen Einwendungen nicht statt, wird diese Entscheidung 
öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Termin zur mündlichen Erörterung der erhobenen Einwendungen wird durch die Genehmi-
gungsbehörde zunächst auf den 10.05.2017 ab 09.30 Uhr anberaumt. An diesem Temin erfolgt die 
Erörterung von insgesamt sechs Anlagen im Bereich Steinhausen. 
 
Der Termin wird gegebenenfalls im Bürgersaal, Burgstraße 17 (hinter dem Rathaus), 33142 Büren, 
durchgeführt. Bei Bedarf wird die Erörterung am darauffolgenden behördlichen Arbeitstag zu gleicher 
Zeit an gleicher Stelle fortgesetzt.  
 
Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 der 9. BImSchV öffentlich. Im Einzelfall kann aus be-
sonderen Gründen die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei Platzmangel haben Behördenver-
treter, der Antragsteller und Personen, die fristgerecht Einwendungen vorgebracht haben, sowie de-
ren rechtsgeschäftliche Vertreter und Beistände Vorrang der Teilnahme. 
 
Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen werden in diesem Termin ohne Rücksicht auf das Ausblei-
ben des Antragstellers oder der Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. Eine besonde-
re Einladung zu diesem Termin erfolgt nicht mehr. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über den Genehmigungsantrag 
und über Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann. 
 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kasmann 
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44/2017 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Kreis Paderborn 
Der Landrat 

Aldegreverstr. 10-14 
33102 Paderborn 

 
Az.: 66.3/41848-16-600 
 
 

Errichtung und Betrieb einer Windkraftanlage in Büren – Steinhausen 
(Repowering einer Altanlage) 

 
 
Herr Bernhard Mergen, Oberdorfstr. 2, 59590 Geseke, beantragt gem. § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer Wind-
kraftanlage in Büren, Gemarkung Steinhausen, Flur 4, Flurstück 45. 
 
Die Windkraftanlage hat folgende technische Merkmale: 
 

 Enercon E-53 

 Leistung 800 kW 

 Nabenhöhe 60,00 m 

 Rotordurchmesser 52,90 m 

 Gesamthöhe 86,45 m 

 
Weitere Angaben zu dem Vorhaben können dem ausgelegten Antrag und den zugehörigen Antrags-
unterlagen entnommen werden. 
Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um eine genehmigungsbedürftige Anlage im Sinne 
des § 4 BImSchG. Die Anlage ist im Anhang zu § 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) unter Ziffer 1.6.2 aufgeführt. Für dieses Vorhaben ist nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung UVPG Anlage 1, Ziffer 1.6.1 eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen. Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG i.V.m. §§ 8 ff. der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) wird das Vorhaben hierdurch öffentlich bekannt gemacht.  
 
Der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen (Umweltverträglichkeitsstudie, Landschafts-
pflegerischer Begleitplan, artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Schall- und Schattengutachten, Gut-
achten zur Standorteignung, Ingenieurgeologisches Gutachten) liegt in der Zeit vom 15.02.2017 bis 
einschließlich 15.03.2017 bei der Kreisverwaltung Paderborn, Amt 66 Umweltamt – Sachgebiet Im-
missionsschutz - Zimmer C.03.19, Aldegreverstraße 10-14, 33102 Paderborn, und der Stadtverwal-
tung Büren, Erdgeschoss, Zimmer 02, Königstr. 16, 33142 Büren, aus.  Er kann dort an jedem be-
hördlichen Arbeitstag während der Dienststunden eingesehen werden.  
Zusätzlich werden die Antragsunterlagen im Internet unter: http://www.kreis-
paderborn.de/kreis_paderborn/buergerservice/amtsverzeichnis/aemter/66-
umweltamt/veroeffentlichungen/veroeffentlichungen-Immissionsschutz/Amtliche-Bekanntmachung-
und-Auslegung.php veröffentlicht. 
 
Die Umweltverträglichkeitsstudie enthält gebündelte Angaben bzgl. der zu erwartenden Umweltaus-
wirkungen auf die Schutzgüter des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (Menschen, 
einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Boden, 
Wasser, Luft, Klima und Landschaft, Kulturgüter und sonstige Sachgüter) sowie zu den Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgütern. Detaillierte Angaben zu Auswirkungen auf das Schutzgut  
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Mensch sind dem Schall- und dem Schattengutachten zu entnehmen, auf das Schutzgut Tiere dem 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag. Eine Bewertung des Eingriffs in Natur und Landschaft ist Gegen-
stand des landschaftspflegerischen Begleitplanes. Das Gutachten zur Standorteignung legt die zu 
erwartenden Auswirkungen auf Sachgüter - hier in erster Linie auf benachbarte Windenergieanlagen 
– dar. Das Ingenieurgeologische Gutachten stellt die Ergebnisse der orientierenden ingenieurgeologi-
schen Voruntersuchung dar. 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Auslegungsfrist und bis zwei Wochen nach 
Ablauf der Auslegungsfrist (bis einschließlich 29.03.2017) schriftlich bei den vorstehend genannten 
Behörden erhoben werden. 
 
Maßgebend für fristgerechte Einwendungen ist der Eingang der Einwendung bis zum Ablauf der o.g. 
Frist bei der o. g. Behörde. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht für 
ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. 
 
Name und Anschrift der Einwender sind auf den Einwendungen vollständig und deutlich lesbar anzu-
geben. Unleserliche Namen oder Anschriften können nicht berücksichtigt werden. Die Einwendungs-
schreiben werden an den Antragsteller zur Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlangen des Ein-
wenders werden dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Be-
urteilung des Inhalts der Einwendungen erforderlich sind.  
 
Werden Einwendungen erhoben, kann die Genehmigungsbehörde gemäß § 10 Abs. 6 BImSchG die 
rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen mit dem Antragsteller und denjenigen, die 
Einwendungen erhoben haben, erörtern. Findet aufgrund einer Ermessensentscheidung der Geneh-
migungsbehörde eine Erörterung der erhobenen Einwendungen nicht statt, wird diese Entscheidung 
öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Termin zur mündlichen Erörterung der erhobenen Einwendungen wird durch die Genehmi-
gungsbehörde zunächst auf den 10.05.2017 ab 09.30 Uhr anberaumt. An diesem Temin erfolgt die 
Erörterung von insgesamt sechs Anlagen im Bereich Steinhausen. 
 
Der Termin wird gegebenenfalls im Bürgersaal, Burgstraße 17 (hinter dem Rathaus), 33142 Büren, 
durchgeführt. Bei Bedarf wird die Erörterung am darauffolgenden behördlichen Arbeitstag zu gleicher 
Zeit an gleicher Stelle fortgesetzt.  
 
Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 der 9. BImSchV öffentlich. Im Einzelfall kann aus be-
sonderen Gründen die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Bei Platzmangel haben Behördenver-
treter, der Antragsteller und Personen, die fristgerecht Einwendungen vorgebracht haben, sowie de-
ren rechtsgeschäftliche Vertreter und Beistände Vorrang der Teilnahme. 
 
Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen werden in diesem Termin ohne Rücksicht auf das Ausblei-
ben des Antragstellers oder der Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. Eine besonde-
re Einladung zu diesem Termin erfolgt nicht mehr. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über den Genehmigungsantrag 
und über Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann. 
 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kasmann 
 
 
 


